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Lateinamerika ist in den letzten Jahren zu einem der 
wichtigsten Wachstumsmärkte der Welt aufgestiegen. 
Eine wachsende Mittelschicht in der Region mit ihren 
rund 600 Millionen Einwohnern, Makroökonomische 
Stabilität, Rohstoffboom und der Ausbau der Industrie, 
Agrarsektor und Infrastruktur machen Lateinamerika 
zu einem attraktiven Absatzmarkt und Produktions-
standort. Treiber dieser Entwicklung sind nicht nur die 
großen Volkswirtschaften Südamerikas. Neben Brasi-
lien verdienen ebenso Länder wie Mexiko, Chile, Uru-
guay, Costa Rica, Kolumbien und Peru aufgrund ihrer 
Stabilität sowie dem Wirtschaftswachstum das Inte-
resse ausländischer Unternehmen. 
 
Zwar sind deutsche Unternehmen schon seit über 100 
Jahren mit Tochterunternehmen in der Region vertre-
ten und genießen hohes Ansehen. Allerdings nutzen 
deutsche Unternehmen nach Meinung von Experten 
die sich ergebenden Chancen noch zu wenig. Deut-
sche Unternehmen, die sich für Lateinamerika als 
Absatzmarkt oder Produktionsstandort interessieren, 
sollten den Markteinstieg gut planen. Freihandelsab-
kommen mit der EU und regionale Zusammenschlüs-
se spielen dafür eine wichtige Rolle, da diese Ab-
kommen der Beseitigung der Handels- und Investiti-
onshemmnisse dienen. 
 
Dieser Beitrag soll einen Überblick über bestehende 
und sich in Verhandlung befindliche Freihandelsab-
kommen zwischen der EU und zahlreiche Lateiname-
rikanische Länder sowie über die bedeutendsten Wirt-
schaftsintegrationszonen Lateinamerikas bieten. 

Freihandelsabkommen mit der EU 

 
Die EU hat mit einzelnen Staaten oder regionalen 
Zusammenschlüssen Lateinamerikas in den vergan-
genen Jahren Freihandelsabkommen geschlossen. 
Diese erleichtern deutschen Unternehmen die Han-
delsbeziehungen mit diesen Ländern.   
 
 
Freihandelsabkommen mit Mexiko 

 
Das Freihandelsabkommen der EU mit Mexiko wurde 
im Juli 2000 in Kraft gesetzt. Das Abkommen sieht die 
gegenseitige und schrittweise Liberalisierung des 
Handels vor, insbesondere  des Waren- und Dienst-
leistungsverkehrs,  des Kapital- und Zahlungsverkehrs 
und des öffentlichen Auftragswesens. Gemäß den 
Bestimmungen des Abkommens können Waren mit 
Ursprung in der Europäischen Union bei der Einfuhr in 
Mexiko größtenteils zollfrei eingeführt werden. Vor-
aussetzungen sind eine direkte Beförderung der Wa-
ren von der Europäischen Union nach Mexiko und der 
Nachweis der Ursprungseigenschaft zum Beispiel mit 
einer Ursprungserklärung auf der Handelsrechnung.  
Zollfreiheit für alle gewerblichen Waren wollen die EU 
und Mexiko schrittweise erreichen. Zudem trat am 
01.03.2011 eine Freihandelszone für den Dienstleis-
tungsverkehr mit Mexiko in Kraft. Mit diesem Abkom-
men wurde auch ein Gemischter Rat, bestehend aus 
Mitgliedern des Rates der Europäischen Union und 
der Europäischen Kommission sowie aus Mitgliedern 
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der Regierung Mexikos, eingesetzt, der die Durchfüh-
rung des Abkommens überwacht.    
 
 
Assoziationsabkommen mit Chile 

 
Die EU hat mit Chile im November 2002 ein weitrei-
chendes Assoziationsabkommen unterzeichnet, wel-
cher am 01.03.2005 in Kraft getreten ist. Kernbe-
standteil des Abkommens ist die Errichtung einer 
Freihandelszone EU-Chile. Der handelspolitische Teil 
dieses Abkommens wurde bereits 2003 angewendet. 
Gegenstand des Handelsteils ist ein stufenweiser 
Zollabbau für Ursprungswaren der EU bzw. Chiles. Er 
umfasst sowohl Bestimmungen über den Warenver-
kehr als auch über Dienstleistungen, Niederlassung, 
Investitionen, Kapitalverkehr, öffentliche Beschaffung, 
geistiges Eigentum, Wettbewerb und Streitbeilegung. 
Auf dem Gebiet des Warenverkehrs ist die schrittwei-
se Etablierung von Freihandel während einer maxima-
len Übergangsfrist von 10 Jahren vorgesehen. Am 
Ende dieser Frist steht die volle Liberalisierung von 
mehr als 97% des bilateralen Handels, wobei der Ver-
kehr mit gewerblich-industriellen Produkten zu 100% 
liberalisiert wird. Im Landwirtschaftssektor und bei 
Fischen und Fischereierzeugnissen ist der Zollabbau 
sowohl auf EU-Seite als auch durch Chile zum Teil 
durch Zollkontingente bestimmt.  
 
 
Assoziierungsabkommen mit Kolumbien und Peru 

 
Ein Freihandelsabkommen der EU mit Peru und Ko-
lumbien wurde 2012 unterzeichnet. Damit wurden die 
Voraussetzungen für den Beginn des förmlichen Rati-
fizierungsverfahrens in der EU (EU-Parlament + Par-
lamente der Mitgliedstaaten) und Kolumbien und Peru 
geschaffen. Artikel 330 des Abkommens sieht die 
Möglichkeit einer vorläufigen Anwendung des Ab-
kommens vor. Es bleibt abzuwarten, inwieweit die 
Vertragsparteien hiervon Gebrauch machen. Ziel des 
Abkommens ist es, insbesondere für kleinere und 
mittlere Unternehmen Marktzugangshindernisse ab-
zubauen und die Exportchancen zu verbessern. 
Dementsprechend liegt der Schwerpunkt des Ab-
kommens auf dem Abbau der Hemmnisse und Be-
schränkungen für den grenzüberschreitenden Waren-

verkehr. Darüber hinaus enthält es Regelungen u.a. 
zu Dienstleistungen, Niederlassung, E-Commerce, 
Kapitalverkehr, öffentliches Beschaffungswesen, geis-
tiges Eigentum und Wettbewerb. Sobald das Abkom-
men ratifiziert und in Kraft getreten ist, sind die Zoll-
beschränkungen für den Handel mit Peru für 80% der 
Industriegüter sofort zu beseitigen und mit Kolumbien 
für 65%. Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Abkom-
mens sollen die Zollbeschränkungen für alle Indust-
riegüter vollständig beseitigt werden. 
 
 
Assoziierungsabkommen mit Zentralamerika 

 
Ein Assoziierungsabkommen  mit Zentralamerika 
(Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Ni-
caragua und Panama) wurde Juni 2012 unterzeichnet. 
Das Abkommen ruht auf drei Säulen: politischer Dia-
log, Entwicklungszusammenarbeit und Handel. Der 
umfangreichreiche Abschnitt zum Handel sieht die 
völlige Öffnung der EU und Zentralamerikanischen 
Märkte für Industrieprodukte vor. Zollerleichterungen 
auf Industriegüter werden schrittweise innerhalb der 
nächsten drei bis 15 Jahre erlassen. Darüber hinaus 
enthält das Abkommen Regelungen in den Bereichen 
Dienstleistungen, Niederlassung, E-Commerce, Kapi-
talverkehr, Wettbewerb, geistiges Eigentum und öf-
fentliches Beschaffungswesen. Nach dem Inkrafttre-
ten des Abkommens wird Zentralamerika 69% des 
bestehenden Handels mit der EU liberalisieren. Damit 
werden in Zukunft deutsche Unternehmen einen deut-
lich erleichterten Zugang zu diesen Märkten haben. 
Die Bestimmungen über den Freihandel treten spätes-
tens Anfang 2013 in Kraft. Das Abkommen als sol-
ches tritt in Kraft, sobald es von allen Parteien ratifi-
ziert wurde.  
 
 
Bi-Regionale Assoziierungsabkommen mit Mercosur 

 
Große Hoffnungen setzt die Wirtschaft auf ein Ab-
kommen mit den Mercosur-Staaten Brasilien, Argenti-
nien, Uruguay, Paraguay und Venezuela. Europäi-
sche Unternehmen haben in den Mercosur laut EU-
Kommission mehr investiert als in China, Indien und 
Russland zusammen. Grundlage der Beziehungen 
der Europäischen Union zum Mercosur ist das am 
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01.07.1999 in Kraft getretene Rahmenkooperations-
abkommen. Seit Ende 1999 verhandelt die EU mit 
dem Mercosur über den Abschluss eines biregionalen 
Assoziationsabkommens. Die Gespräche wurden 
jedoch von 2004 bis 2009 ausgesetzt und im Mai 
2010 wieder aufgenommen. Bei einem erfolgreichen 
Abschluss der Verhandlungen zwischen den 27 EU-
Mitgliedern und den fünf Mercosur-Staaten würde 
eine der größten Freihandelszonen der Welt entste-
hen. Das geplante Abkommen soll Bestimmungen 
über einen politischen Dialog, Kooperation und Han-
del beinhaltet. Zu den Verhandlungseckpunkten gehö-
ren die schrittweise und reziproke Handelsliberalisie-
rung ohne prinzipiellen Ausschluss eines Sektors. Ziel 
des Freihandelsabkommen der EU mit dem Mercosur 
wird ebenfalls sein, einen angemessenen Schutz der 
Rechte an geistigem Eigentum und geographische 
Herkunftsbezeichnungen sicherzustellen. Mit dem 
Abkommen wird auch ein effektiver und verbindlicher 
Streitbeilegungsmechanismus etabliert. 
 
 
Wirtschaftsintegrationszonen in Lateinamerika 

 
Die Errichtung regionaler Wirtschaftsintegrationszo-
nen dient dem Ziel der Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Wirtschaftsverkehrs durch die Verringe-
rung von Zöllen und die Beseitigung sonstiger Han-
dels- und Investitionshemmnisse. Wirtschaftsintegra-
tionszonen in Lateinamerika stellen Chancen für deut-
sche Unternehmen dar, die diese Regionen als Pro-
duktionsstandort sehen. 
 
 
Mercosur 

 
Der Gemeinsame Markt Südamerikas (Mercado 

Común del Sur; spanisch: Mercosur; portugiesich: 
Mercosul) ist 1991 gegründet worden. Mitglieder des 
Mercosur sind Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uru-
guay und Venezuela. Seit 1996 sind Chile und Boli-
vien dem Mercosur durch ein weitreichendes Freihan-
delsabkommen verbunden. In erster Linie dient der 
Mercosur jedoch wirtschaftlichen Zwecken. Der Grün-
dungsvertrag von Asunción enthielt vor allem Maß-
nahmen zur schrittweisen Reduktion tarifärer und 
nicht-tarifärer Handelshemmnisse. 

Der Mercosur hat sich aufgrund der bislang erreichten 
Erfolge angesichts der Wirtschaftskraft von Argenti-
nien und Brasilien zu einem der bedeutendsten Vor-
haben regionaler Integration überhaupt entwickelt. 
Der Handel innerhalb des Mercosur nahm 2010 um 
44% auf den Rekordwert von US$ 44,3 Mrd. zu.  In 
jüngster Zeit macht der Mercosur allerdings durch 
Handelskonflikte von sich reden. Neue bürokratische 
Hemmnisse behindern den Binnenhandel ebenso wie 
den Austausch mit Drittländern. 
 
 
NAFTA 

 

Von weitreichender Bedeutung ist das Nordamerika-
nische Freihandelsabkommen (North American Free 
Trade Agreement, NAFTA). Das NAFTA-Abkommen 
wurde am 7.10.1992 von den Finanzministern Mexi-
kos, Kanadas und der USA unterzeichnet und trat am 
1.01.1994 in Kraft. Der Wunsch der mexikanischen 
Regierung nach einer nordamerikanischen Freihan-
delszone kam schon Mitte der achtziger Jahre auf, als 
die Politik begann, auf einen liberalen Wirtschaftskurs 
einzuschwenken. Ein Freihandelsabkommen mit den 
USA bedeutete für Mexiko Zugang zur weltweit größ-
ten Volkswirtschaft und den Anstieg US-
amerikanischer Direktinvestitionen. Ziele des NAFTA-
Abkommens sind eine Beseitigung der Handels-
schranken, die Förderung fairer Wettbewerbsbedin-
gungen, die Verbesserung der Integrationsmöglichkei-
ten und die Gewährleistung eines angemessenen 
gewerblichen Rechtschutzes sowie die Schaffung von 
Mechanismen für die Beilegung von Streitfällen. Im 
Handel der drei Staaten werden seit dem Jahre 2004 
nahezu alle Waren zollfrei gehandelt. 
 
 
Andengemeinschaft  

 

Die Andengemeinschaft (Comunidad Andina de Naci-

ones, CAN) besteht aus den Mitgliedstaaten Bolivien, 
Ecuador, Kolumbien und Peru. Venezuela ist im April 
2006 aus der Andengemeinschaft ausgetreten. Ziel 
der Andengemeinschaft ist die wirtschaftliche, politi-
sche und soziale Integration ihrer Mitgliedstaaten. Die 
Andengemeinschaft ist der drittgrößte Integrations-
raum Amerikas nach der NAFTA und dem Mercosur. 
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Allerdings ist die CAN bedeutend kleiner als der Mer-
cosur. Bereits im Jahr 1993 haben die Andenländer 
eine Freihandelszone und im Jahr 1995 eine Zollunion 
gegründet. Die Freihandelszone (d.h. die Abschaffung 
von Binnenzöllen und anderen Handelsbeschränkun-
gen) ist mittlerweile vollständig in Kraft, mit wenigen 
Ausnahmen. Die Zollunion ist nur teilweise umgesetzt: 
nur die Mitglieder Ecuador und Kolumbien verfügen 
über einen gemeinsamen Zolltarif für Güter aus Dritt-
staaten und eine einheitliche Nomenklatur.  
 
 
RD-CAFTA  

 
Das Freihandelsabkommen zwischen den USA, der 
Dominikanischen Republik, El Salvador, Guatemala, 
Honduras und Nicaragua und Costa Rica (Dominican 

Republic-Central America Free Trade Agreement, 
RD-CAFTA) trat 2006 in Kraft. Das Abkommen ver-
folgt das Ziel, bis spätestens 2015 die Zölle auf alle 
Güter vollständig abzubauen und auch die Dienstleis-
tungsmärkte und den Kapitalverkehr zwischen den 
Partnern zu liberalisieren. Darüber hinaus umfasst 
das Abkommen eine Reihe weiterer Regelungsberei-
che, wie etwa geistiges Eigentum, Investitionen, Um-
welt und Finanzen und Telekommunikation. Auf regi-
onaler Ebene erhöht Zentralamerika mit dem Abkom-
men seine Wettbewerbsfähigkeit, da mit der RD-
CAFTA Mexikos Vorteil der NAFTA-Mitgliedschaft 
eingeebnet wird und vergleichbare Zugangsbedin-
gungen zum US-Markt geschaffen werden. Die RD-
CAFTA ist Garant für dauerhaften präferentiellen Zu-
gang zum US-Markt. 
 
 
Freihandelsabkommen mit Ländern der Region  

 
In den vergangenen Jahren haben Lateinamerikani-
sche Länder wie Mexiko, Chile, Kolumbien oder Peru 
vor allem in der Region konsequent Freihandelsab-
kommen mit zahlreichen Ländern abgeschlossen. Für 
deutsche Unternehmen werden solche Länder als 
Produktions- und Distributionsplattform für Südameri-
ka immer interessanter.  
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